
Z 5« ..i'äüi fe53

Für das Nachschlagewerk! 
3?ür die Sammlung!
Für die Fachpresse!

Ja
Nein
Ja

Gesetz: Regelungsgesetz §§ 7? 37? 63j Hessisches Unter­
halt sbeitragsgesetz vom 2. 6« 1948, GVB1. S. 79»

1. Das Hessische Unterhaltsbeitragsgesetz; ist zwar eine günstigere landesrechtliche Vorschrift im 
Sinne von § 63 Abs. 3 Satz 2 des Regelungsge­
setzes, begünstigt aber nicht solche Betroffene, 
die als Minderbelastete im Sinne des Befreiungs­
gesetzes gelten.

2. Auch bei dienstordnungsmäßigen Angestellten der Sozialversicherungsträger ist die zehnjährige 
Dienstzeit des § 37 Regelungsgesetz ebenso zu 
berechnen wie ihre ruhegehaltsfähige Dienstzeit. 
Sie beginnt grundsätzlich mit der dienstordnungs­
mäßigen Anstellung. Eine rückwirkende dienst­
ordnungsmäßige Anstellung kann im Gegensatz zum 
Beamtenrecht unter Umständen berücksichtigt wer­
den.

3. Auch die Zeit einer Kriegsgefangenschaft nach dem Zweiten Weltkrieg ist in Hessen auf die 
zehnjährige Dienstzeit dienstordnungsmäßiger 
Angestellter ahzurechnen.

Leitsätze:

Aktenzeichen: 3 AZR 356/55
Urteil des BAG vom 25. Februar 1958 LAG Frankfurt/Main
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2_AZH. 356/55.
IV/III IA 507/54 (Frankfurt)

Verkündet 
am 25.Februar 1958 

gez. Groll, 
Regierungsobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. Februar 1958 durch den Senats­
präsidenten Dr. König und die Bundesrichter Schilgen und 
Dr. Martel sowie die Bundesarbeitsrichter Langhans und 
Hering für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil der 
Kammer III des Landesarbeitsgerichts Frankfurt/Main 
vom 12. Mai 1955 - IV/III LA 507/54 - aufgehoben.
Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Arbeitsgerichts Hanau wie folgt geändert:
Es wird festgestellt, daß dem Kläger ein Anspruch auf Übergangsgehalt nach dem Regelungsgesetz für 
die Zeit ab 1. April 1951 zusteht.
Im übrigen werden die Berufung des Klägers und die 
Revision der Beklagten zurückgewiesen.
Von den Kosten des Rechtsstreits tragen der Kläger 
ein Viertel und die Beklagte drei Viertel.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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Tatbestand
Der im Jahre 1905 geborene Kläger ist gelernter Schrift­

setzer und hat von 1920 bis 1931 in diesem Beruf gearbeitet. 
Am 15'. August 1930 trat er der NSDAP als Mitglied bei und 
wurde im Jahre 1931 Propagandaleiter in einer Ortsgruppe.
Auf Grund seiner Bewerbung von 5. Juni 1933 wurde er am 1.Ju­
li 1933 zunächst aushilfsweise als Beitragserheber und Voll- 
ziehungsbeamter bei der Beklagten eingestellt. Nachdem er 
am 4» Juni 1936 die A-Prüfung ausreichend bestanden hatte, 
stellte ihn die Beklagte durch Vertrag vom 4.Juli 1936, der 
ihm am 23. Juli 1936 ausgehändigt wurde, mit Wirkung vom 
lo» Juni 1936 als Beitragserheber und Vollziehungsbeamten 
dienstordnungsmäßig an. Am 29. Juli 1939 wurde er zum Wehr­
dienst einberufen; im September 1943 erlitt er eine Wehr­
dienstbeschädigung. Am 11. September 1944 geriet er in briti­
sche Kriegsgefangenschaft. Am 23. Mai 1945 richtete die Be­
klagte ein Schreiben an ihn, in dem wegen seiner Mitglied­
schaft bei der NSDAP seine fristlose Entlassung ausgespro­
chen wurde. Dieses Schreiben wurde der Ehefrau des Klägers 
am 28. Mai 1945 gegen Quittung ausgehändigt. Nach seiner Ent­
lassung aus der Kriegsgefangenschaft am 21.Juni 1946 war er 
in einem Hilfskrankenhaus in Hamburg-Bergedorf, aus dem er 
am 21.Harz 1947 als einsatzfähig für leichte Arbeit nach 
achtwöchiger Schonung entlassen wurde. Am 14. Oktober 1947 
erkannte die Landesversicherungsanstalt Hessen eine Minde­
rung seiner Erwerbsfähigkeit um 100# an. Die Spruchkammer 
stufte ihn am 2. Juni 1948 in die Gruppe II der Belasteten 
ein. Diesen Spruch hob die Berufungskammer durch Beschluß 
vom 6. März 1950 auf die Berufung des Klägers auf und stellte 
das Entnazifizierungsverfahren auf Grund des § 3 des Gesetzes 
über den Abschluß der politischen Befreiung in Hessen vom 
30. November 1949 (Hess.GVB1.S.167, im folgenden kurz Ab­
schlußgesetz genannt) ein, da die Voraussetzungen für 
eine Einreihung in die Gruppe I oder II nicht vorlägen.
Versorgungsansprüche wegen Erwerbsunfähigkeit leimte 
die Beklagte ab, zuletzt durch Bescheid vom 4. August 1952. 
Die Beschwerde des Klägers hiergegen gab das Versiche­
rungsamt in Hanau an das Sozialgericht in Frankfurt
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ab, das die Sache durch Urteil vom 18.Mai 1954 an das 
Arbeitsgericht in Hanau verwies.

Yor dem Arbeitsgericht hat der Kläger die Feststel­
lung begehrt, daß die Beklagte verpflichtet sei, ihm für 
die Zeit vom 2.Juni 1948 bis zum 31 .März 19.52 Unterhalts­
beiträge nach dem Hessischen Gesetz vom 2.Juni 1948 über 
die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages an aus politischen 
Gründen entlassene Beamte (GVB1. S.73, im folgenden kurz 
UBG genannt) und für die Zeit ab 1.April 1952 ein Über­
gangsgehalt nach dem Regelungsgesetz zu zahlen.

Bas Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Lan­
desarbeitsgericht hat ihr stattgegeben. Mit ihrer Revision 
verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf Abweisung der Klage 
weiter.

Entscheidungsgründe

Bie Revision ist insoweit begründet, als sie sich gegen 
die Zuerkennung eines Unterhaltsbeitrages nach dem Hessi­
schen UBG richtet. Im übrigen, nämlich wegen der Zuerken­
nung von Übergangsgehalt nach dem Regelungsgesetz, ist sie 
unbegründet.

Es ist davon auszugehen, daß der Kläger zum Kreis der 
von Art.131 GG und vom Regelungsgesetz erfaßten Personen ge­
hört. Benn er hat als dienstordnungsmäßiger Angestellter der 
Beklagten am 8.Mai 1945 im öffentlichen Bienst gestanden, 
seinen Arbeitsplatz wegen seiner politischen Belastung, also 
aus anderen als tarifrechtlichen Gründen verloren und ist 
noch nicht wiederverwendet worden (vgl. § 63 Abs.1 Nr.1a 
Regelungsgesetz).

I. § 77 des Regelungsgesetzes bestimmt, daß den unter 
Art.131 GG fallenden Personen außer den Ansprüchen nach dem 
Regelungsgesetz keine Ansprüche aus ihrem früheren Arbeits­
verhältnis zustehen, und zwar auch nicht für die Zeit vor 
Inkrafttreten des Regelungsgesetzes. Nach § 63 Abs.3 Satz 2 
Regelungsgesetz bleiben jedoch Rechtsvorschriften unberührt, 
die von den Ländern nach dem 8.Mai 1945 erlassen sind und 
eine günstigere Regelung enthalten. Eine solche Landesvor­
schrift ist allerdings auch das Hessische UBG von 1948. § 2
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4
Abs.1 Satz 1 dieses Gesetzes gewährt entlassenen Beamten - und 
dies gilt nach § 9 für Angestellte des Öffentlichen Dienstes 
mit vertraglicher Anwartschaft auf Altersversorgung eilt sprechend - 
im Palle ihrer Derufsunfähigkeit einen Unterhaltsbeitrag, 
sofern sie nicht durch rechtskräftigen Spruchkammerbescheid 
in die Gruppe 1,2 oder 3 des Befreiungsgesetzes eingereiht, 
also nicht sogenannte Hauptschuldige, Belastete oder Minder­
belastete sind. § 2 Abs.1 Satz 2 fügt hinzu, daß im Palle 
noch nicht rechtskräftigen Abschlusses des Spruchkammerver­
fahrens der Unterhaltsbeitrag nur gezahlt wird, wenn der Be­
treffende durch Vorlegung der Klageschrift oder einer 
schriftlichen Bestätigung des zuständigen öffentlichen Klä­
gers nachweist, daß er nicht in die Gruppe 1,2 oder 3 ange­
klagt ist oder angeklagt werden wird. Diesen Nachweis konnte 
der Kläger beim Inkrafttreten des UBG nicht führen. Denn er 
war wenige Tage vorher von der Spruchkammer in die Gruppe 2 
der Belasteten eingestuft worden. Zwar ist diese Einstufung 
von der BerufungsSpruchkammer am 6.März 1950 aufgehoben und 
das Entnazifizierungsverfahren ohne anderweite Einstufung 
eingestellt worden. Diese Einstellung beruhte auf dem Hes­
sischen Abschlußgesetz von 1949» nach welchem anhängige 
Spruchkammerverfahren nur noch fortgeführt werden, wenn die 
Klage auf Einreihung in Gruppe 1 oder 2 begründet war (§ 2); 
im übrigen sollten die Verfahren durch nicht anfechtbaren 
Beschluß eingestellt werden. Hiernach genügt der zu Gunsten 
des Klägers ergangene Einstellungsbeschluß zwar zum Nachweis 
dafür, daß der Kläger von Rechts wegen nicht in die Gruppe 1 
oder 2 gehörte. Er reicht aber nicht aus, um darüber hinaus 
nachzuweisen, daß auch eine Einstufung in die Gruppe 3 der 
linderbelasteten nicht stattgefunden hätte, wenn sie nach 
dem Gesetz überhaupt noch möglich gewesen wäre. Ein solcher 
Nachweis wäre jedoch notwendig, um die Voraussetzungen für 
einen Unterhaltsbeitrag nach § 2 Abs.1 UBG zu erfüllen. Zu 
Unrecht geht das Landesarbeitsgericht davon aus, daß es sich 
bei dem Ausschluß der Gruppen 1 bis 3 im UBG um einen 
Ausnahmetatbestand handele, der durch das Entnazifizierungs­
abschlußgesetz zu Gunsten der in Gruppe 3 Einzureihenden 
beseitigt sei. Die Beschränkung des Unterhaltsbeitrags im 
UBG auf die Gruppen 4 und 5 ist ein dort von vornherein

r~
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in das Gesetz aufgenommener und darin festgelegter Grund­
satz. Das ergibt sich aus § 2 Abö.l, aus § 4 a und § 5 
Abs.l des UBG, wo überall durch besondere Vorschriften da­
rauf Bedacht genommen ist, daß die Gruppen 1 bis 3 des 
Befreiungsgesetzes nicht an der Zahlung eines Unterhalts­
beitrages teilnehmen» Die aus dem vermeintlichen Ausnahme­
charakter der entsprechenden Vorschriften des UBG herge­
leitete Auffassung des Landesarbeitsgerichts, daß durch 
die Einstellung des Verfahrens auf Grund des Abschlußge­
setzes vom 30. November 1949 eine Erweiterung im Anwendungs 
bereich des UBG zu Gunsten der Gruppe 3 eingetreten sei, 
trifft daher nicht zu. Es könnte sich nur darum handeln, 
ob der Nachweis, daß ein aus politischen Gründen entlas­
sener Beamter oder Angestellter nicht in die Gruppen 1 
bis 3, sondern nach Gruppe 4 oder 5 gehöre, nunmehr auch 
in anderer als der im UBG vorgesehenen Form einer Beschei­
nigung des Öffentlichen Klägers erbracht werden kann. Diese 
Frage kann jedoch dahingestellt bleiben, denn notwendig wä­
re der Nachweis, daß eine Einreihung des Klägers in die 
Gruppe 3 von vornherein nicht in Betracht gekommen wäre. 
Eine nachträgliche automatische Einreihung in die Gruppe 4 
würde nicht genügen können. Dafür aber, daß er von Anbeginn 
nur in die Gruppe 4 hätte eingestuft werden dürfen, hat 
der Kläger nichts vorgetragen. Das Landesarbeitsgericht 
irrt aber auch, wenn es den § 6 Abs.2 des Abschlußgesetzes 
vom 30. November 1949, wonach ein Anspruch auf V/iederein- 
stellung, Gehalts- oder Pensionszahlung oder Schadensersatz 
nicht begründet wird, seinem Wortlaut nach nur auf solche 
Zahlungen begrenzen will, die sich als Gehalts- und Pension 
Zahlungen aus dem früheren Dienstverhältnis ergeben, und 
die Bestimmung nicht auf Zahlungen aus dem Unterhaltsbei­
tragsgesetz entsprechend anv/endet. Denn der Sinn der ge­
nannten Vorschrift liegt darin, daß die auf politischer 
Ebene liegenden Milderungen der Entnazifizierung im Ab­
schlußgesetz keine Auswirkungen auf das finanzielle Gebiet, 
insbesondere auf die Versorgung, haben sollen.

Hiernach steht dem Kläger, der sich als altes aktives 
Mitglied der NSDAP nicht entlasten oder auch nur als bloßen 
Mitläufer hinstellen kann, ein Anspruch auf Unterhaltsbei­
trag nach dem Hessischen UBG nicht zu. Die gegenteilige An­
sicht des angefochtenen Urteils beruht insofern auf einem
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Rechtsirrtum, als sie die dem Hessischen UBG ursprünglich inne­
wohnende Beschränkung auf Hichtbetroffene, Entlastete und Mit­
läufer anscheinend nicht ganz klar erkannt und infolgedessen 
dieses Gesetz mit Hilfe des späteren und andersartigen Ab­
schlußgesetzes zu weitgehend ergänzend ausgelegt hat.
II. Mit Recht hat das landesarbeitsgericht hingegen dem 
Kläger Übergangsgehalt nach § 37 i.V. mit §§ 52,63 Abs.l 
Hr.l des Regelungsgesetzes zuerkannt. Denn der Kläger erfüllt 
alle Voraussetzungen hierfür. Als dienstordnungsmäßiger An­
gestellter der Beklagten hatte er am 8.Mai 1945 bereits einen 
vertraglichen Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtli- 
chen Grundsätzen im Sinne von § 52. Auch war er in diesem 
Zeitpunkt noch nicht dienstunfähig. Er hat auch im Sinne 
von § 37 eine Dienstzeit von zehn Jahren abgeleistet. 
Schließlich ist es rechtlich nicht zu beanstanden, daß das 
angefochtene Urteil den Tatbestand des § 7 Regelungsgesetz 
- dienstordnungsmäßige Anstellung wegen enger Verbindung 
zun Uationalsozialismus - nicht als erfüllt angesehen hat.
Im einzelnen ist zu den strittigen Punkten folgendes zu 
sagen:

a) Die Gewährung eines Übergangsgehalts setzt zunächst 
voraus, daß der Kläger am 8. Mai 1945 noch nicht dienstunfä­
hig war (vgl. § 5 Abs.l Regelungsgesetz). Das angefochtene 
Urteil hat dies festgestellt und damit begründet, daß der 
Kläger ab Mitte Januar 1944 bis zu seiner Gefangennahme 
(11. September 1944) bei der Truppe voll Dienst geleistet 
habe, daß er nicht während seiner Gefangenschaft, sondern 
erst danach (21.Juni 1946) ins Krankenhaus gekommen sei, und 
daß seine lOO^ige Erwerbsbeschränkung erst am 14.Oktober 1947 
und nur vorläufig festgestellt worden sei. Dies alles liegt 
auf tatsächlichem Gebiet und rechtfertigt auch die daraus 
gezogene Folgerung ohne Verstoß gegen Denk- oder allgemeine 
Erfahrungssätze und ohne innere Widersprüche. Solche 
Rechtsverletzungen werden auch von der Revision nicht gel­
tend gemacht. Die Revision rügt nur, daß das landesarbeits­
gericht über die von der Beklagten behauptete Dienstun­
fähigkeit keinen Beweis erhoben habe, obwohl in der Beru­
fungsbeantwortung vom 25. Oktober 1954 entsprechende Hinwei­
se enthalten gewesen seien und der Kläger selbst in seinem 
Schreiben an das Versicherungsamt vom 27. August 1952
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seine Dienstunfähigkeit "betont habe. Dieses Vorbringen könn­
te die vom landesarbeitsgericht getroffene tatsächliche Pest­
stellung, der Kläger sei am 8« Mai 1945 nicht dienstunfähig 
gewesen, nur erschüttern, wenn darin die begründete Rüge 
einer Verfahrensverletzung läge. Die Revision meint offenbar, 
das Landesarbeitsgericht habe den Grundsatz der erschöpfen­
den LatSachenwürdigung (§ 286 ZPO) verletzt. Den Umstand, 
daß der Kläger in einer eidesstattlichen Versicherung, die 
sich bei seinen Versorgungsakten befinden soll, selbst seine 
Dienstunfähigkeit am 8. Mai 1945 behauptet hat, hat das Be­
rufungsgericht bereits berücksichtigt, aber gegenüber den an­
deren Umständen nicht für erheblich erachtet. In seinem 
Schreiben an das Versicherungsamt vom 27- August 1952 hat er 
nur gesagt, er sei damals noch wegen der Folgen seiner Y/ehr- 
dienstbeSchädigung von 1943 bettlägerig gewesen und habe 
auch in der Zwischenzeit in ärztlicher Behandlung gestanden. 
Das stellt aber seine vom angefochtenen Urteil aus anderen 
Gründen bejahte Dienstfähigkeit am 8. Mai 1945 ebenfalls 
nicht in Frage. Beweise für seine Dienstunfähigkeit in die­
sem Zeitpunkt hat die Beklagte in ihrer Berufungsbeantwor­
tung vom 25. Oktober 1954 nicht angetreten. Soweit die Revi­
sion etwa geltend machen will, das Berufungsgericht hätte 
von dem richterlichen Fragerecht (§ 159 ZPO) Gebrauch machen 
müssen, würde eine solche Verfahrensrüge deshalb nicht durch­
dringen, weil nicht deutlich gesagt ist, welches Ergebnis 
eine derartige Befragung gehabt hätte.

Hiernach ist der Senat an die tatsächliche Feststel­
lung des Berufungsgerichts gebunden (§ 561 Abs.2 ZPO).

b) Hach § 37 Regelungsgesetz besteht jedoch ein An­
spruch auf Übergangsgehalt nur dann, wenn der betreffende 
Bedienstete eine Dienstzeit von zehn Jahren aufzuweisen hat. 
Unmittelbar gilt diese Vorschrift nur für die verdrängten 
Beamten. Sie ist jedoch auf Angestellte und Arbeiter ( § 52 
Regelungsgesetz ) sowie auf die sogenannten "einheimischen" 
Bediensteten entsprechend anzuwenden (§ § 62,63 Regelungs- 
gesetz).

Die zehnjährige Dienstzeit des § 37 Regelungsgesetz ist 
genauso wie die ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berechnen.Das 
folgt aus der ausdrücklichen Bezugnahme auf § 106 Bundes-
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beamtengesetz; denn nach Abs» 2 Satz 2 dieser Vorschrift 
sind Zeiten, die kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhe­
gehaltsfähige Dienstzeit gelten oder nach § 115 BBG 
als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, 
bei De stStellung der zehnjährigen Dienstzeit einzurech­
nen. § 106 BBG ist auch auf die unter § 63 Regelungs­
gesetz fallenden Personen, zu denen auch der Kläger ge­
hört, anzuwenden ( § 63 Abs. 1 Satz 1). Die §§ 111 ff.
BBG, in denen die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst­
zeit geregelt ist, sind dagegen in § 63 Regelungsgesetz 
nicht in Bezug genommen. Nach § 63 Abs. 1 Satz 2 tritt 
an die Stelle von nicht für anwendbar erklärten Vorschrif­
ten des Bundesbeamtengesetzes das entsprechende Landes­
recht. Zum Landesrecht in diesem Sinne gehört auch die 
Dienstordnung der Beklagten, und zwar in ihrer jetzigen 
Passung.

Hiernach beginnt die ruhegehaltsfähige Dienstzeit des 
Klägers am 10. Juni 1936, d.h. mit dem Tage, an dem seine 
dienstordnungsmäßige Anstellung wirksam wurde. Hierbei 
ist es ohneBedeutung, daß ihm der Vertrag über die An­
stellung erst am 23. Juli 1936 ausgehändigt worden ist.
Die Revision hebt zwar zu Recht hervor, daß im Beamten­
recht die ruhegehaltfähige Dienstzeit mit der Berufung 
in das Beamtenverhältnis, also mit der Aushändigung der 
Ernennungsurkunde zu laufen beginnt (§ § 111, 6 Abs.2 BBG4.

iui*

Rückwirkende Ernennungen von Beamten sind schon seit je­
her grundsätzlich unwirksam. Lediglich bei rückwirkender 
Einweisung in eine Planstelle mußten für die zurücklie­
gende Zeit die höheren Bezüge gezahlt werden: auf die 
Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit, des Besol­
dungsdienstalters, des allgemeinen Dienstalters usw. 
hat dies dagegen keinen Einfluß (vgl, Nr.11 der Besol­
dungsvorschriften vom 16.12.1927; § 10 Abs.3 BBG; § 3 
BBesG vom 27.7.1957). Diese Rechtsgrundsätze finden in­
dessen im vorliegenden Pall keine Anwendung.

Der Kläger war nämlich nicht Beamter, sondern dienst­
ordnungsmäßiger Angestellter. Die Rechtsstellung der 
dienstordnungsmäßigen Angestellten ist zwar weitgehend 
dem Beamtenrecht angeglichen; trotzdem sind sie Arbeitnehmer 
im Sinne des Arbeitsrechts, so daß für ihre Rechtsstrei-
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tigkeiten die Arbeitsgerichte zuständig sind. Soweit das 
Dienstordnungsrecht keine Bezugnahme auf das Beamtenrecht 
enthält, gilt das Arbeitsrecht. Deshalb bestehen gewisse 
Unterschiede zum Beamtenrecht. Hier interessiert die 
rechtliche Gestaltung der Einstellung von dienstordnungs­
mäßigen Angestellten. Sie geschieht nicht wie bei den Be­
amten durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde, sondern 
durch Abschluß eines schriftlichen Dienstvertrages (§§ 354 
Abs.1 RVO; vgl. auch BAG 1,205; 2,81). Die Einstellung 
ist deshalb arbeitsrechtlich zu betrachten. Da im Arbeits­
recht eine rückwirkende Anstellung infolge der Vertrags­
freiheit zulässig ist, sind gegen die im Jahre 1936 vor­
genommene rückwirkende dienstordnungsmäßige Anstellung des 
Klägers keine grundsätzlichen Bedenken zu erheben, zumal 
der Klager zur Zeit des Wirksamwerdens dieser Anstellung 
bei der Beklagten als Tarifangestellter schon tätig war.

Die hier vertretene Ansicht entspricht auch der An­
sicht des früheren Reichsarbeitsministers. Er hat in 
seinem Erlaß vom 20.Dezember 1944 (RAB1.1945 II 11)zwar 
ausdrücklich rückwirkende Anstellungen verboten; in den 
vor.dem Inkrafttreten der damaligen lusterdienstOrdnung 
am 1.April 1939 mit Rückwirkung abgeschlossenen Anstel­
lungsverträgen soll dagegen an die Stelle des Abschlusses 
des schriftlichen Dienstvertrages, falls dies für den Be­
diensteten günstiger ist, der Tag des Anstellungsbe- 
schlusses des Kassenvorstandes treten. Am 8.Juni 1936 
hat der Geschäftsführer der Beklagten, der damals nach 
§ 5 der 5.V0 zum Aufbau der Sozialversicherung vom 
21.Dezember 1934 (RGBl.I S.1274) an Stelle des Vorstandes 
die Kasse leitete, die dienstordnungsmäßige Anstellung 
des Klägers beschlossen. Somit ist auch danach die Rück­
wirkung der Anstellung zum 10.Juni 1936 nicht zu bemän­
geln, so daß an diesem Tage die ruhegehaltfähige Dienst­
zeit des Klägers zu laufen beginnt.

Zu dieser ruhegehaltfähigen Dienstzeit kommt noch 
die Zeit hinzu, die der Kläger in Kriegsgefangenschaft 
verbracht hat. Ob sich dies aus § 35 Abs.3 Satz 1 Rege­
lungsgesetz ergibt, insbesondere ob diese Vorschrift 
auch im Rahmen von § 37 Regelungsgesetz anwendbar ist 
- was die Revision bezweifelt -, kann dahingestellt
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bleiben. Wie schon ausgeführt, ist im vorliegenden Pall 
das bei der Beklagten geltende Dienstordnungsrecht er­
gänzend heranzuziehen. ITach § 6 der in Hessen maßgeblichen 
MusterdienstOrdnung vom 24.Pebruar 1956 (Staatsanzeiger 
S.287) gelten für die Versorgung der dienstordnungsmäßigen 
Angestellten die beamtenrechtlichen Vorschriften des Landes 
Hessen. Hach § 3 Abs.2 Satz 1 des Zweiten Angleichungsge­
setzes vom lO.Hovember 1954 (Hess.GVBl. S.223) ist bei einem 
Beamten, der am 8.Mai 1945 im Dienst eines öffentlich-recht­
lichen Dienstherrn im Reichsgebiet stand, nach diesem Zeit­
punkt aus anderen als beamtenrechtlichen Gründen kein Amt 
bekleidet hat, die Zeit ruhegehaltsfähig, während der er 
sich in Kriegsgefangenschaft befunden hat. Danach läuft 
die ruhegehaltfähige Dienstzeit des Klägers bis zum Tage 
seiner Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft am 21.Juni 
1946. Da seine ruhegehaltfähige Dienstzeit mit dem 10.Juni 
1936 zu laufen beginnt, erfüllt er die in § 37 Regelungs­
gesetz geforderte zehnjährige Dienstzeit, ohne daß es auf 
die Anrechenbarkeit der .Vordienstzeit von 1933 bis 1936 
ankommt.

c) Es bleibt nur die strittige Frage, ob der Kläger 
seine Stellung als dienstordnungsmäßiger Angestellter der 
Beklagten, aus der er seinen Anspruch auf ilbergangsgehalt 
herleitet, wegen enger Verbindung zum Hationalsozialismus 
erlangt hat (§ 7 Regelungsgesetz).

Hach § 7 Abs.2 trifft die Entscheidung hierüber die 
Oberste Dienstbehörde. Das wäre im Palle des Klägers der 
Leiter, neuerdings der Vorstand der Beklagten (BAG in AP 
Hr.2 zu § 7 Regelungsgesetz). Gegen deren Entscheidung ist 
die Klage beim Arbeitsgericht zulässig (§ 7 Abs.2 Satz 2 
i.V. mit § 2 Hr.3 der 3.DVÖ, beide jetzt aufgehoben durch 
das 2.Änderungsgesetz, vgl. Art.II Hr.24, aber ohne rück­
wirkende Kraft, vgl. Art.IX Hr.12). Eine ausdrückliche 
Entscheidung des Kassenleiters oder des Kassenvorstandes, 
daß § 7 Regelungsgesetz auf den Kläger anzuwenden sei, liegt 
anscheinend nicht vor. Da die Beklagte von vornherein in 
erster Linie den Standpunkt vertreten hat, dem Kläger stün­
den ohnehin keine Ansprüche aus dem Regelungsgesetz zu, 
hatte sie keine zwingende Veranlassung, ausdrücklich über
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die Anwendung des § 7 zu entscheiden. Sie hat aber sowohl 
vor dem Prozeß als auch im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
hilfsweise geltend gemacht, daß der Kläger seine Stellung 
wegen seiner engen Verbindung zum Nationalsozialismus er­
langt habe. Deshalb bestehen keine förmlichen Bedenken 
dagegen, daß das Landesarbeitsgericht davon abgesehen hat, 
eine ausdrückliche Entscheidung der obersten Dienstbehör­
de herbeizuführen, und sich für befugt gehalten hat, die 
Anwendbarkeit des § 7 auf das Dienstverhältnis des Klägers 
zu prüfen (vgl. BAG vom 9»4.1957, 5 AZR 155/56).

Es ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß der Kläger 
im Jahre 1955 zwar nur wegen seiner engen Verbindung zum 
Nationalsozialismus aushilfsweise eingestellt worden sei, 
dies aber auf seine dienstordnungsmäßige Anstellung im 
Jahre 1956 nicht mehr zutreffe, "da der Kläger durch seine 
am 26.Mai und 4.Juni 1956 abgelegte A-Prüfung den Nach­
weis der entsprechenden Fähigkeiten erbracht und § 7 eng 
auszulegen ist, d.h. nicht zu einer erneuten Entnazifi­
zierung führen soll". Diese Begründung läßt sich trotz 
ihrer Kürze rechtlich halten. Sie stimmt mit der Auffas­
sung desScxats überein, daß es auf die letzte Dienst­
stellung ankommt, die der Betroffene am 8.Mai 1945 inne­
hatte, daß ferner eine auf enger Verbindung zum National­
sozialismus beruhende erste Anstellung nicht notwendig 
zur Folge hat, daß auch ein weiteres Vorrücken in der 
Laufbahn mit demselben Mangel behaftet war, und daß 
schließlich eine einfache Kausalität nicht genügt, sondern 
die enge Verbindung zum Nationalsozialismus die überwie­
gende Ursache für die Anstellung oder Beförderung gewesen 
sein muß (vgl. BAG in AP Nr.2 und 3 zu § 7 Regelungsgesetz). 
Hiernach kann unterstellt werden, daß die enge Verbindung 
zum Nationalsozialismus, die der Kläger als alter Partei­
genosse hatte, auch bei seiner dienstordnungsmäßigen An­
stellung im Jahre 1956 noch vorhanden war und mitgewirkt 
hat. Es kann auch unterstellt werden, daß sie sogar durch 
die Ernennung des Klägers zum Zellenleiter bei der NSDAP 
im Jahre 1956 in gewissem Maße noch verstärkt worden ist. 
Dafür, daß sie nicht die überwiegende Ursache für die 
dienstordnungsmäßige Anstellung war, vielmehr der Kläger 
inzwischen in seine Stellung hineingewachsen und dadurch 
anstellungswürdig geworden war, 'spricht zunächst - 12 -
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die vom Landesarbeitsgericht hervorgehobene Tatsache des 
Bestehens der A-Prtifung im Juni 1936 nach vorangegangener 
erfolgreicher Teilnahme an dem vorgeschriebenen Lehrgang.
Laß dem Kläger die an sich am 31.Dezember 1935 ablaufende 
Erist zur Ablegung der Prüfung bis zum 30.Juni 1936 ver­
längert worden ist, beruhte nicht, wie die Revision meint, 
auf einer Begünstigung wegen seiner Eigenschaft als alter 
Parteigenosse, sondern auf einer mit sachlichen Erwägungen 
begründeten Entscheidung des Prüfungsausschusses bereits 
vom. 15.Lezem.ber 1935» in der jeder Anhalt für eine Bevorzu­
gung aus politischen Gründen fehlt. Ler Kläger war nämlich, 
wie sich aus seinen vom Landesarbeitsgericht herangezogenen 
Personalakten ergibt, infolge seiner dienstlichen Tätigkeit 
als Außenbeamter ohne seine Schuld nicht in der Lage gewesen, 
seinen Lehrgang rechtzeitig vor dem 31 .Lezernber 1935 zu be­
enden. Hinzu kommt zu Gunsten des Klägers der Umstand, daß 
in der folgenden Zeit bis zu seiner Einziehung zur Wehrmacht 
weder seine dienstlichen Leistungen, noch seine Rührung be­
anstandet worden sind. Solche erhebliche Beanstandungen 
sind weder aus den Personalakten ersichtlich noch von der 
Beklagten vorgetragen worden. Zu Gunsten des Klägers kann 
auch berücksichtigt werden, daß seine Stellung als Beitrags­
erheber und Vollziehungsbeamter eine untergeordnete war und 
keine besonderen Anforderungen an ihn stellte (Besoldungs­
gruppe 8a, Monatsgehalt etwa 300 LM ), und daß er, obwohl 
er alter Parteigenosse war^nicht befördert und nicht vom 
Kriegsdienst befreit, sondern bereits am 29.Juli 1939 zur 
Wehrmacht einberufen worden und bis zum Kriegsende dabeige­
blieben ist. Hiernach konnte das Berufungsgericht ohne 
Rechtsverstoß, insbesondere ohne den wahren Sinn des § 7 
Regelungsgesetz zu verkennen, zu seinem für den Kläger 
günstigen Ergebnis kommen.

III. Las Landesarbeitsgericht hat dem Kläger Über­
gangsgehalt aus dem Regelungsgesetz erst ab 1.April 1952 
zugesprochen, weil es für die frühere Zeit - zu Unrecht - 
seinen Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag aus dem Hess.UBG 
bejaht hat und dieses Gesetz mit Wirkung zum 31«März 1952 
aufgehoben worden ist (Hess.Yersorgungsanpassungsgesetz 
vom 18.März 1952, GVB1. S.84). La dem Kläger Ansprüche aus
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dem Hess.UBG nicht zustehen, kann er den Anspruch aus 
§ 37 Regelungsgesetz schon vom Inkrafttreten dieses Ge­
setzes an geltend machen. Es bestehen keine verfahrens- 
rechtlichen Bedenken dagegen, den Antrag auf Unterhalts­
beitrag nach dem Hessischen Gesetz, nachdem er sich als 
unbegründet herausgestellt hat, für die Zeit vom 1«April 
1951 bis zum 31.März 1952 in den Antrag auf Übergangsgeld 
nach dem Regelungsgesetz umzudeuten. Denn beide Ansprüche 
beruhen auf denselben tatsächlichen Grundlagen, und der 
Kläger hat niemals zum Ausdruck gebracht, daß er eine 
solche Umdeutung, d.h. die hilfsweise Begründung seines 
Antrages für die genannte Zeit aus dem Regelungsgesetz, 
die seinem Interesse und daher seinem vermutlichen Willen 
entspricht, nicht wünschte. Eine im Revisionsverfahren 
unzulässige Änderung des Klagegrundes kann daher in die­
ser Umdeutung nicht erblickt werden.

gez.s Dr.König Sehilgen Dr.Martel

langhans Hering
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